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1 Vorbemerkung 

Auf rechtlicher Grundlage von § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbar-

machung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung 

im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.  

Bei 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 133 handelt es sich um einen Bebauungsplan der 

Innenentwicklung und Nachverdichtung. Das Plangebiet liegt innerhalb des Siedlungszusam-

menhangs in der Stadt Vechta und wird bereits umfänglich baulich genutzt. An den Geltungs-

bereich grenzen zu allen Seiten bereits bebaute Bereiche an. Im Zuge dieser Änderung werden 

die Festsetzungen zur Änderung der Art der baulichen Nutzung angepasst. Es handelt sich um 

einen reinen Textbebauungsplan.  

Die zulässige Grundfläche beträgt zwischen 20.000 qm und 70.000 qm. Eine Vorprüfung des 

Einzelfalls wurde durchgeführt und ist als Anlage dieser Begründung beigefügt. Die überschlä-

gige Prüfung der Umweltauswirkungen lässt keine erheblichen Umweltauswirkungen erken-

nen. Die Durchführung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 

1 Nr. 2 BauGB ist zulässig. Die Planung bereitet oder begründet nicht die Zulässigkeit von UVP-

pflichtigen Vorhaben und zeigt keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 

Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter.  

Es sind keine weiteren kumulativen Effekte zu berücksichtigen, weil es sich um die Änderung 

von rechtskräftigen Bebauungsplänen handelt und keine weiteren Änderungen oder Neuauf-

stellungen im räumlichen Zusammenhang mit dem Plangebiet derzeit durchgeführt werden 

oder beabsichtigt sind. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13a BauGB sind damit gegeben. Es muss kein 

Umweltbericht angefertigt werden. 

2 Einleitung 

2.1 Planungsanlass 

Zur planungsrechtlichen Absicherung für den Neubau eines Aldi-Marktes mit vergrößerter Ver-

kaufsfläche ist die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 133 in textlicher Form 

gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erforderlich. Die Änderung erfolgt im beschleunigten Verfahren ge-

mäß § 13a BauGB. 

2.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 133 sind das Baugesetz-

buch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Planzei-

chenverordnung 1990 – PlanzV) und das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, je-

weils in der zur Zeit geltenden Fassung. 

2.3 Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet befindet sich nordwestlich des Zentrums der Stadt Vechta und umfasst einen 

ca. 2,9 ha großen Bereich nördlich der Falkenrotter Straße, östlich der Bahnlinie und westlich 

der Feldstraße. Der genaue Geltungsbereich ist dem Übersichtsplan auf dem Deckblatt zu ent-

nehmen.  
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2.4 Beschreibung des Geltungsbereiches und seiner Umgebung 

Der Geltungsbereich ist durch den Falkenweg in mehrere Abschnitte gegliedert. Im östlichen 

Abschnitt sind ein Einrichtungshaus, ein Feinkostgeschäft, ein Vollsortimenter, der bisherige 

Aldimarkt, und ein Tierfutterhandel (Futterhaus) angesiedelt. Auf der Westseite sind ein Mö-

beldiscounter, ein Getränkemarkt und eine Fleischerei vorhanden. Den Märkten sind jeweils 

großflächig Stellplätze vorgelagert. Im südlichen Abschnitt befinden sich eine Apotheke, Pra-

xen und Dienstleistungen.  

Der geplante Standort für den Aldi-Markt schließt südlich an das Futterhaus und ersetzt ein 

bisher noch zum Wohnen genutztes Grundstück, welches im Freibereich Gehölzbestände ent-

hält. 

Im südwestlichen Anschluss an den Geltungsbereich befindet sich weiterer Einzelhandel aus 

dem Non-Food-Bereich, eine Dienstleistung und eine Pizzeria. Das weitere Umfeld ist im Süden 

und Westen durch Gewerbe und Dienstleistung und im Norden und Osten durch Wohngebiete 

geprägt.  

Die Erschließung des Nahversorgungszentrums erfolgt derzeit über Ein- und Ausfahrten im 

westlichen Abschnitt des Falkenwegs.  

3 Kommunale Planungsgrundlagen 

3.1 Flächennutzungsplan 

Bei der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 133 wurde der Flächennutzungsplan der Stadt 

Vechta auf dem Wege der Berichtigung an das Sondergebiet Nahversorgung angepasst, so-

dass der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 

werden kann. 

3.2 Bebauungspläne 

Für das Plangebiet gilt derzeit der Bebauungsplan Nr. 133, 2. Änderung vom 02.07.2010 mit 

der Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes zum Zweck der Nahversorgung und eines 

Mischgebietes sowie einer Verkehrsfläche. 

Das Sondergebiet ist in einzelne Abschnitte gegliedert, um das Maß der baulichen Nutzung 

und die zulässigen Schallleistungspegel differenziert zu steuern. Die überbaubaren Flächen 

sind flächendeckend festgesetzt. 

Die Art der baulichen Nutzung für das Sondergebiet „Nahversorgungszentrum“ ist in einer 

Festsetzung geregelt. Insgesamt sind nur folgende Einzelhandelsnutzungen / Verkaufsflächen 

zulässig: 

1. Ein Lebensmittelverbrauchermarkt mit einer Verkaufsfläche von maximal 2.050 qm mit 

einem Food-Anteil von mind. 1.500 qm der Verkaufsfläche (einschließlich möglicher 

Konzessionäre)und ein Lebensmittel-Discounter mit einer Verkaufsfläche von maximal 

800 qm. 

2. Ein Landhandel mit einer Verkaufsfläche von maximal 1.500 qm sowie 
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3. ein Möbelmarkt oder sonstiger Fachmarkt mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten und 

einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm mit einem Randsortimentsanteil von maximal 

20% 

4. oder alternativ zu den Nummern 2. und 3.: ein Landhandel mit einer Verkaufsfläche von 

maximal 2.300 qm. 

5. Ein Getränkemarkt mit einer maximalen Verkaufsfläche von 950 qm sowie  

6. sonstige Einzelhandelsnutzungen (Markthalle), ausschließlich im Food-Bereich, mit ei-

ner Verkaufsfläche von insgesamt maximal 540 qm. 

7. Zwei Fachmärkte für Tapeten, Farben, Bodenbeläge und Raumausstattung mit einer 

Gesamtverkaufsfläche von maximal 660 qm. 

Die Festsetzung enthält zudem eine Sortimentsauflistung. 

Zulässig sind weiterhin nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe ohne Verkaufsflächen 

für den Verkauf von Waren an letzte Verbraucher sowie Büro- und Verwaltungsgebäude. 

 

 
Abb. 1 Auszug aus dem B-Plan 133, 2. Änderung 
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4 Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung 

Im Nahversorgungszentrum am Falkenweg ist der Neubau eines Aldi-Marktes mit einer Ver-

kaufsfläche von 1.300 m² geplant, um den heutigen marktwirtschaftlichen Ansprüchen zu ent-

sprechen. Es handelt sich um eine Verlagerung des bestehenden Marktes nach Süden, wie 

aus der nachfolgenden Abbildung zu entnehmen ist. 

 

 
Abb. 1 Lageplan zum Vorhaben 

Der geplante Aldi-Markt im Süden des Plangebietes kann aus den Festsetzungen zum Maß 

der baulichen Nutzung (GRZ 0,8, GFZ 2,0, max. III Vollgeschossen), der abweichenden Bau-

weise mit Gebäudelängen über 50 m und den überbaubaren Flächen entwickelt werden. Da 

der Bebauungsplan derzeit nur eine Verkaufsfläche von bis zu 950 m² für einen Lebensmittel-

discounter zulässt, ist jedoch eine Änderung des Bebauungsplanes zur Erhöhung der Ver-

kaufsfläche von bisher 800 m² auf 1.300 m² erforderlich. In einer Auswirkungsanalyse und ei-

nem Lärmschutzgutachten wurde nachgewiesen, dass diese Änderung raumordnerisch und 

städtebaulich verträglich ist. 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, soll die 3. Änderung des Bebau-

ungsplanes Nr. 133 aufgestellt werden. Da die textliche Festsetzung zur Steuerung der Ver-

kaufsfläche das gesamte Sondergebiet „Nahversorgungszentrum“ erfasst, ist es erforderlich, 

diesen Bereich insgesamt in den Geltungsbereich aufzunehmen. Die eigentliche Änderung be-

trifft aber nur die Verkaufsfläche des Lebensmitteldiscounters. Da die erforderliche Änderung 

nur die textliche Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung betrifft, erfolgt die Änderung in 

textlicher Form. In diesem Zusammenhang soll zusätzlich eine Festsetzung zur Steuerung der 

Nebenanlagen aufgenommen werden. Die Solarpflicht für die Stellplätze soll entfallen und 

durch andere Maßnahmen kompensiert werden. 
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5 Planungsvorgaben, Abwägungsbelange und wesentliche Auswirkungen der 
Planung 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-

wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu können, werden gemäß §§ 3 und 4 BauGB 

Beteiligungsverfahren durchgeführt.  

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 

Bauleitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen. Die Ergebnisse der Abwägung sind in der nachstehenden Tabelle sowie in den 

nachfolgenden Unterkapiteln dokumentiert. 

Betroffene öffentliche und private Belange durch die Planung 

Betroffenheit 

§ 1 Abs. 4 BauGB: Belange der Raumordnung, u.a. Ziele der Raumordnung 

siehe Kapitel 5.1 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB: die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

siehe Kapitel 5.3 

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB: die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit 

mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentums-

bildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie die 

Bevölkerungsentwicklung 

Die Planung betrifft ein Sondergebiet für Einzelhandel und hat keine direkten Auswirkungen auf 

Wohnbedürfnisse, sozial stabile Bewohnerstrukturen, Eigentumsbildung oder kostensparendes 

Bauen. Indirekt wird die Lebensqualität durch verbesserte Nahversorgung gestärkt. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB: die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die 

Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswir-

kungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und 

Erholung 

Die Änderung betrifft ein Sondergebiet für Einzelhandel und zielt auf die Stärkung der Nahversor-

gung ab. Direkte Auswirkungen auf soziale oder kulturelle Einrichtungen, das Bildungswesen oder 

die Bereitstellung von Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen sind durch die Planung nicht zu erwar-

ten. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB: die Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 

der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-

che  

siehe Kapitel 5.6 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 

die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städte-

baulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

siehe Kapitel 5.7 

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB: die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 

festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge 

Die Bebauungsplanänderung betrifft ein Sondergebiet für Einzelhandel und berührt keine Anliegen 

der Kirchen und Religionsgesellschaften. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege, insbesondere: 
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Betroffenheit 

siehe Kapitel 5.9 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB: die Belange 

a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versor-

gung der Bevölkerung, 

siehe Kapitel 5.10 

b) der Land- und Forstwirtschaft, 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Siedlungszusammenhangs der Stadt Vechta und steht in 

keinem näheren räumlichen Zusammenhang mit land- und forstwirtschaftlichen Flächen. Zudem wer-

den die Flächen bereits baulich genutzt. 

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 

siehe Kapitel 5.10 

d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des Mobilfunkausbaus, 

siehe Kapitel 5.11 

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 

siehe Kapitel 5.11 

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Eine Überprüfung unter Zuhilfenahme des NIBIS Kartenservers (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/, 

16.12.2025) hat ergeben, dass innerhalb des Plangebietes keine Rohstoffvorkommen zu erwarten 

sind.  

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB: die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevöl-

kerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektro-

mobilität, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Ver-

kehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr 

ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung 

siehe Kapitel 5.12 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB: die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen An-

schlussnutzung von Militärliegenschaften  

Militärische Belange sind durch die Planung nicht betroffen. Innerhalb des Plangebietes befindet 

sich bereits flächendeckend Bebauung. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB: die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 

Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung 

siehe Kapitel 5.2 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB: die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hochwasser-

vorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden 

siehe Kapitel 5.13 

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB: die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbrin-

gung 

Die Änderung des Bebauungsplans betrifft ein Sondergebiet für Einzelhandel und hat keine direkten 

Auswirkungen auf die Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB: die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen  
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Betroffenheit 

Der Neubau erfolgt innerhalb bereits genutzter Flächen. Daher entstehen keine zusätzlichen Flä-

chenversiegelungen außerhalb des Sondergebiets, die die Versorgung mit Grün- und Freiflächen 

beeinträchtigen würden. 

§ 1a Abs. 2 BauGB: Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

siehe Kapitel 5.4 

§ 1a Abs. 3 BauGB: Eingriffsregelung 

siehe Kapitel 5.9 

§ 1a Abs. 5 BauGB: Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

siehe Kapitel 5.5 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine weiteren Belange betroffen. 

5.1 Belange der Raumordnung  

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen in der Fassung vom 26. September 

2017, inklusive der Änderungsverordnung vom 7. September 2022 (in Kraft getreten am 

17.09.2022) enthält keine plangebietsbezogenen Aussagen speziell zum Stadtgebiet Vechta, 

sondern ordnet die Stadt im Rahmen des zentralörtlichen Systems als Mittelzentrum ein.  

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Vechta weist das Stadt-

gebiet von Vechta als Mittelzentrum aus. Das Mittelzentrum Vechta soll den Bedarf an zentral-

örtlichen Einrichtungen und Versorgungsangeboten decken und zugleich auch Teile des Um-

landes funktional mitversorgen. Die Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten sowie die Si-

cherstellung von Versorgungseinrichtungen sind innerhalb der zentralen Orte zu konzentrie-

ren, um Zersiedelung zu vermeiden, die Tragfähigkeit der Infrastruktur zu sichern und Ver-

kehrsverflechtungen zu reduzieren. Vor diesem Hintergrund sind städtebauliche Planungen 

unter Berücksichtigung der raumordnerischen Grundsätze des RROP zu beurteilen und so 

auszurichten, dass sie zur Stärkung des integrierten Versorgungsangebots des Mittelzentrums 

beitragen.  

 
Abbildung 1: Auszug aus dem RROP des Landkreises Vechta (2021) 
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Folgende Zielvorgaben des LROP aus Kapitel 2.3 „Entwicklung der Versorgungsstrukturen des 

Einzelhandels“ sind bei der vorliegenden Planung von Relevanz und wurden in einer Auswir-

kungsanalyse durch das Gutachterbüro Dr. Lademann & Partner1 geprüft.  

Auswirkungsanalyse 

Ziffer 01: Zur Herstellung dauerhaft gleichwertiger Lebensverhältnisse sollen Einrichtungen 

und Angebote des Einzelhandels in allen Teilräumen in ausreichendem Umfang und ausrei-

chender Qualität gesichert und entwickelt werden.   

Bewertung: Die Stärkung und planerische Absicherung der Einzelhandelsnutzungen im Nah-

versorgungszentrum entsprechen diesem Ziel. 

Ziffer 02: Neue Einzelhandelsgroßprojekte sind nur zulässig, wenn sie den Anforderungen der 

Ziffern 03 bis 09 entsprechen. Als Einzelhandelsgroßprojekte gelten Einkaufszentren und groß-

flächige Einzelhandelsbetriebe gemäß § 11 Abs. 3 Nrn. 1 bis 3 der Baunutzungsverordnung 

einschließlich Hersteller-Direktverkaufszentren. Als Einzelhandelsgroßprojekte gelten auch 

mehrere selbständige, gegebenenfalls jeweils für sich nicht großflächige Einzelhandelsbe-

triebe, die räumlich konzentriert angesiedelt sind oder angesiedelt werden sollen und von de-

nen in ihrer Gesamtbetrachtung raumbedeutsame Auswirkungen wie von einem Einzelhan-

delsgroßprojekt ausgehen oder ausgehen können (Agglomerationen).  

Bewertung: In der Auswirkungsanalyse erfolgte der Nachweis, dass die Vorhaben mit den 

relevanten Ziffern vereinbar sind. In der Umsatzprognose wurde auch das Agglomerationsum-

feld berücksichtigt. 

Ziffer 03 (Kongruenzgebot grundzentral): In einem Mittel- oder Oberzentrum darf das Ein-

zugsgebiet eines neuen Einzelhandelsgroßprojektes in Bezug auf seine periodischen Sorti-

mente den grundzentralen Verflechtungsbereich gemäß Abschnitt 2.2 Ziffer 03 Sätze 8 und 9 

als Kongruenzraum nicht wesentlich überschreiten (Kongruenzgebot grundzentral). Eine we-

sentliche Überschreitung ist gegeben, wenn mehr als 30 vom Hundert des Vorhabenumsatzes 

mit Kaufkraft von außerhalb des maßgeblichen Kongruenzraumes erzielt würde. Das Kongru-

enzgebot ist sowohl für das neue Einzelhandelsgroßprojekt insgesamt als auch sortimentsbe-

zogen einzuhalten.  

Bewertung: Das Vorhaben ist schwerpunktmäßig auf den täglichen Bedarf ausgerichtet und 

dient somit hauptsächlich der zukunftsfähigen Absicherung der Grundversorgung. Der Flä-

chenanteil nahversorgungsrelevanter Sortimente beträgt 90 %. Das Vorhaben erzielt mindes-

tens rd. 90 % seines Umsatzes mit Einwohnern der Stadt Vechta (grundzentraler Verflech-

tungsbereich). Die restlichen 10 % des Umsatzes werden durch die räumlich nicht genau zu-

ordbaren Streuumsätze generiert. Die Umsatzherkunft mit Einwohnern aus der Stadt Vechta 

liegt damit bei mindestens rd. 90%. Folglich wird der 70-30 % Regelvermutung zur Feststellung 

der Kompatibilität mit dem Kongruenzgebot entsprochen.  

Ziffer 04 (Konzentrationsgebot): Neue Einzelhandelsgroßprojekte sind nur innerhalb des 

zentralen Siedlungsgebietes des jeweiligen Zentralen Ortes zulässig.  

Bewertung: Der Vorhabenstandort ist gemäß des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes der 

Stadt Vechta aus dem Jahr 2014 dem Fachmarktstandort mit Nahversorgungsfunktion am Fal-

kenweg zuzuordnen. Das geplante Vorhaben stellt keine Neuansiedlung dar, sondern die Er-

weiterung eines bestehenden Einzelhandelsbetriebs innerhalb eines ausgewiesenen Fach-

marktstandorts mit Nahversorgungsfunktion. Damit wird dem Konzentrationsgebot des LROP 

 
1 Dr. Lademann & Partner (28.11.2025): Der Falkenweg in Vechta als Nahversorgungsstandort – Verträglichkeits-

analyse zu einem Erweiterungsvorhaben. Hamburg, 50 S. 
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entsprochen, wonach raumbedeutsame Einzelhandelsentwicklungen an bestehenden, funkti-

onal verankerten Standorten innerhalb des zentralen Siedlungsbereichs zu bündeln sind. 

Ziffer 05 (Integrationsgebot): Neue Einzelhandelsgroßprojekte, deren Kernsortimente zen-

trenrelevant sind, sind nur innerhalb der städtebaulich integrierten Lagen zulässig (Integrati-

onsgebot). Diese Flächen müssen in das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs einge-

bunden sein. Neue Einzelhandelsgroßprojekte, deren Sortimente zu mindestens 90 vom Hun-

dert periodische Sortimente sind, sind auf der Grundlage eines städtebaulichen Konzeptes 

ausnahmsweise auch außerhalb der städtebaulich integrierten Lagen innerhalb des zentralen 

Siedlungsgebietes des Zentralen Ortes im räumlichen Zusammenhang mit Wohnbebauung zu-

lässig, wenn eine Ansiedlung in den städtebaulich integrierten Lagen aus städtebaulichen oder 

siedlungsstrukturellen Gründen, insbesondere zum Erhalt gewachsener baulicher Strukturen, 

der Rücksichtnahme auf ein historisch wert-volles Ortsbild oder aus verkehrlichen Gründen 

nicht möglich ist; Satz 2 bleibt unberührt.  

Bewertung: Auch das Integrationsgebot wird eingehalten, da sich der Standort innerhalb ei-

nes etablierten Fachmarktstandorts mit nahversorgungsrelevanter Funktion befindet und städ-

tebaulich sowie funktional in das bestehende Versorgungsgefüge der Stadt eingebunden ist. 

Eine Verlagerung oder Schwächung zentraler Versorgungsbereiche ist mit der Erweiterung 

nicht verbunden. Im Hinblick auf das Kongruenzgebot ist festzustellen, dass infolge der Erwei-

terung keine wesentliche Ausdehnung des Einzugsgebiets zu erwarten ist; vielmehr ist von 

einer Intensivierung der Marktdurchdringung innerhalb des bestehenden Einzugsgebiets aus-

zugehen. Überregionale Kaufkraftzuflüsse oder raumordnerisch relevante Fehlentwicklungen 

können damit ausgeschlossen werden. 

Ziffer 07 (Abstimmungsgebot): Neue Einzelhandelsgroßprojekte sind abzustimmen. Zur Ver-

besserung der Grundlagen für regionalbedeutsame Standortentscheidungen von Einzelhan-

delsprojekten sollen regionale Einzelhandelskonzepte erstellt werden. Zur Verbesserung der 

Versorgungsstrukturen in Grenzräumen soll eine grenzüberschreitende Abstimmung unter Be-

rücksichtigung der Erreichbarkeiten und gewachsener Strukturen erfolgen.  

Bewertung: Die Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem Einzelhandelsentwicklungskonzept der 

Stadt Vechta ist gegeben.  

Ziffer 08 (Beeinträchtigungsverbot): Ausgeglichene Versorgungsstrukturen und deren Ver-

wirklichung, die Funktionsfähigkeit der Zentralen Orte und integrierter Versorgungsstandorte 

sowie die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung dürfen durch neue Einzelhandels-

großprojekte nicht wesentlich beeinträchtigt werden.   

Bewertung: Das im LROP verankerte Beeinträchtigungsverbot wird ebenfalls gewahrt, da die 

prognostizierten Umsatzumverteilungswirkungen im Segment der Nahrungs- und Genussmit-

tel mit durchschnittlich rund 2,0 % innerhalb des Einzugsgebiets deutlich unterhalb der 

Schwelle mehr als unwesentlicher Auswirkungen liegen. Eine Funktionsstörung der wohnort-

nahen Versorgung oder des zentralen Versorgungsbereichs der Innenstadt ist ebenso wenig 

zu erwarten wie eine vorhabeninduzierte Aufgabe ansonsten marktfähiger Betriebe. 

Zusammenfassung: 

Insgesamt stärkt das Vorhaben einen bestehenden, integrierten Versorgungsstandort und trägt 

zur Sicherung einer verbrauchernahen Grundversorgung bei. Vor diesem Hintergrund ist die 

Erweiterung des Marktes auf eine Verkaufsfläche von rund 1.300 m² unter Berücksichtigung 

des § 1 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit den Zielen der Raumordnung sowie der weiteren 

Abwägungsvorgaben des § 1 Abs. 6 BauGB als raumordnerisch verträglich und zulässig zu 

bewerten. 
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5.2 Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Ent-
wicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städte-
baulichen Planung 

Die Stadt Vechta verfügt über ein Einzelhandelsentwicklungskonzept (EEK) aus dem Jahr 2014 

(Fortschreibung des Konzeptes aus 2005), welches von der Gesellschaft für Markt- und Ab-

satzforschung mbH (GMA) erstellt wurde und die Grundlage für die strategische Steuerung 

des Einzelhandels im Stadtgebiet bildet. 

Das Konzept enthält folgende grundsätzliche Empfehlungen: 

• Bestehende Betriebe genießen grundsätzlich Bestandsschutz. Zur Sicherung und zur 

marktgerechten Entwicklung des Standortes ist bestehenden Betrieben außerdem eine 

gewisse Erweiterungsmöglichkeit einzuräumen. Voraussetzung hierfür ist, dass hier-

durch keine negativen Auswirkungen auf die Versorgungsstrukturen in Vechta und im 

Umland hervorgerufen werden.  

• Bei nahversorgungsrelevanten Sortimenten kommen im Sinne einer wohnortnahen 

Versorgung der Bevölkerung ausnahmsweise auch Standorte außerhalb der definier-

ten zentralen Versorgungebereiche und Nahversorgungslagen in Frage. Das Ziel dabei 

ist die Schließung räumlicher Versorgungslücken. 

Das Plangebiet ist im Einzelhandelsentwicklungskonzept (EEK) als Fachmarktstandort mit Ver-

sorgungsfunktion im nahversorgungsrelevanten Bedarfsbereich in Ergänzung zur Innenstadt 

festgelegt. Die nahversorgungsrelevanten Betriebe erfüllen vor allem für die nördlich angren-

zenden Siedlungsbereiche wichtige Nahversorgungsfunktionen und sind somit zu erhalten. 

Der Standort soll schwerpunktmäßig eine Nahversorgungsfunktion für die umliegenden Wohn-

bereiche übernehmen. 

Das Vorhaben zur Neubebauung und Erweiterung des Aldimarktes ist mit den Empfehlungen 

des kommunalen Einzelhandelskonzepts kompatibel und stärkt die Nahversorgungsfunktion 

des Standorts für die umliegenden Wohnbereiche. Dabei kommt es durch das Vorhaben nicht 

zu einer Neuansiedlung am Standort, sondern zu einer Erweiterung und zukunftsfähigen Absi-

cherung eines bereits am Standort bestehenden Betriebs mit einem nahversorgungsrelevan-

ten bzw. periodischen Hauptsortiment. 

5.3 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Die vorliegende Planung soll die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

erfüllen.  

Lärmschutz 

Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm und Gewerbelärm vorbelastet. Der Bebauungsplan Nr. 

133, 2. Änderung enthält Festsetzungen zum Schutz vor Verkehrslärm, die weiter gelten. Zu-

dem enthält der Bebauungsplan immissionswirksame Schallleistungspegel zum Schutz der 

umliegenden Bebauung vor Gewerbelärm. Die nächstgelegene Bebauung hat den Schutzan-

spruch eines Mischgebietes. In größerer Entfernung an der Feldstraße ist Bebauung mit dem 

Schutzanspruch eines allgemeinen Wohngebietes vorhanden. 
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Durch ein Lärmschutzgutachten2 wurde geprüft, ob das Vorhaben aus diesen Festsetzungen 

entwickelt werden kann und ob Maßnahmen zum Schallschutz erforderlich sind. In der Unter-

suchung wurde eine Beurteilung der geplanten gewerblichen Geräuschbelastung durch den 

zukünftigen ALDI-Markt auf die umliegende, schützenswerte Nutzung Wohnbebauung darge-

legt. Zudem wurde ein schalltechnischer Nachweis erbracht, unter welchen Voraussetzungen 

durch den zukünftigen Marktbetrieb die nach TA Lärm zu ermittelnden Beurteilungspegel die 

im Bebauungsplan festgesetzten immissionswirksamen, flächenbezogenen Schallleistungspe-

gel (iFSP) von 60 dB(A)/m² tagsüber und 45 dB(A)/m² nachts nicht überschreiten werden. 

In die Lärmuntersuchung wurden folgende Geräuschquellen eingestellt. 

• Belieferung des Marktes, 

• Parkplätze, 

• Einkaufswagen Sammelbox, 

• Technische Anlagen zur Kühlung und Belüftung. 

Die maximal zulässigen Immissionspegel werden im Tagzeitraum eingehalten, sofern die Fahr-

bahnoberfläche des Parkplatzes asphaltiert bzw. mit fugenfreier Pflasterung ausgeführt und 

lärmarme Einkaufswagen eingesetzt werden. Im Nachtzeitraum werden die zulässigen Ober-

grenzen am östlich angrenzenden Wohngebäude um 4 dB bzw. um 2 dB überschritten. Die 

Überschreitungen sind der direkten Angrenzung an die Verbundanlage zuzuordnen, weshalb 

hier zusätzliche Schallschutzmaßnahmen erforderlich werden. Es ist eine 2,50 m hohe Lärm-

schutzwand erforderlich. Zudem sind Warenanlieferungen nur in dem Zeitraum zwischen 6.00 

Uhr und 22.00 Uhr möglich. Im Hinblick auf Spitzenpegel erzeugende Geräuschereignisse sind 

keine Konflikte zu erwarten, die hierfür zu berücksichtigenden Immissionsrichtwerte werden 

allerdings zur Nachtzeit an einigen Immissionsorten ausgeschöpft. Die Untersuchung kommt 

daher zu dem Ergebnis, dass die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens unter Berücksichti-

gung der o.g. Schallschutzmaßnahmen aus fachlicher Sicht gegeben ist.  

Weiterführende Schallschutzmaßnahmen zur Einhaltung der maßgeblichen Immissionsricht-

werte nach TA Lärm sind im Zuge der Ausführungsplanung auf der Genehmigungsebene zu 

detaillieren und festzulegen. Hierzu gehören z. B. die Kapitel 6 des Schallgutachtens aufge-

führten Schallschutzmaßnahmen. Im Hinblick auf den Schallimmissionsschutz sind keine ge-

sonderten textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan erforderlich, da insbesondere die vor-

gegebene Schallschutzwand mit einem ausreichenden Abstand von mindestens 3 Metern zu 

benachbarten Nutzungen errichtet werden kann. Die vorliegende Untersuchung ergibt, dass 

mithilfe der unter Kapitel 6 des Schallgutachtens aufgeführten technischen bzw. organisatori-

schen Schallschutzmaßnahmen die Genehmigungsfähigkeit der zukünftigen Anlagen auf dem 

Plangebiet gewährleistet werden kann. Derartige Maßnahmen lassen sich jedoch nicht durch 

textliche Festsetzungen innerhalb eines Bebauungsplans abbilden. Die weiterführende Schall-

schutzmaßnahmen zur Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte nach TA Lärm sind 

demzufolge im Zuge der Ausführungsplanung und den entsprechenden Antragsverfahren auf 

der Genehmigungsebene zu detaillieren und festzulegen. 

Kampfmittel 

Dem Landkreis Vechta und der Stadt Vechta sind keine Kampfmittel innerhalb des Geltungs-

bereichs sowie in unmittelbarer Nähe bekannt. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten 

Hinweise auf Kampfmittel entstehen, ist dies unverzüglich der zuständigen Behörde mitzutei-

len. Hierauf wird im Satzungstext hingewiesen. 
 

2 I+B Akustik GmbH, Bloherfelder Straße 80, 26129 Oldenburg, Bericht Nr. 389-26-a-hi, Stand 13.01.2026 
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Altlasten 

Gemäß der Auskunft des NIBIS Kartenservers (Stand: 16.12.2025) befinden sich innerhalb des 

Geltungsbereichs und in unmittelbarer Nähe keine Altlasten (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/). 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen gemacht wer-

den, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu informieren. Hierauf wird im Satzungstext 

hingewiesen. 

5.4 Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungssperrklausel 

in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Das BauGB enthält in § 1a Abs. 2 

Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs. Dies soll im Wesentlichen über zwei 

Regelungsmechanismen erfolgen:  

• Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 

(Bodenschutzklausel). 

• § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwe-

cke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Umwid-

mungssperrklausel).  

Mit der textlichen Änderung des Bebauungsplanes wird der Neubau eines Lebensmitteldis-

counters innerhalb eines bereits festgesetzten Sondergebietes ermöglicht. Eine erstmalige In-

anspruchnahme bislang unbebauter Außenbereichsflächen ist hiermit nicht verbunden. Die 

Planung erfolgt ausschließlich innerhalb eines bestehenden, planungsrechtlich gesicherten 

Siedlungsbereichs. Die Bodenschutzklausel wird durch die Planung gewahrt, da keine zusätz-

liche Flächenneuinanspruchnahme erfolgt. Vielmehr handelt es sich um eine Nachverdichtung 

bzw. funktionale Weiterentwicklung einer bereits baulich genutzten Fläche. Bodenfunktionen 

werden dadurch nicht in einem Umfang beeinträchtigt, der über das bereits planungsrechtlich 

Zulässige hinausgeht. Auch die Umwidmungssperrklausel ist nicht betroffen, da keine Um-

wandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen in Bauflächen erfolgt. Das Sondergebiet ist be-

reits im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzt, sodass durch die Planänderung lediglich 

eine Anpassung der zulässigen Nutzung innerhalb der bestehenden Gebietskategorie vorge-

nommen wird. 

Insgesamt sind daher keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf den Bodenschutz zu 

erwarten; die Ziele des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden werden eingehalten. 

5.5 Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

Im Rahmen der Bauleitplanung soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klima-

schutzes als auch der Klimafolgenanpassung Rechnung getragen werden. Am 30.07.2011 ist 

das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemein-

den in Kraft getreten. Im Rahmen der BauGB-Novelle 2017 wurden durch die Umsetzung der 

UVP-Änderungsrichtlinie neue Anforderungen an die Umweltprüfung gestellt. Beachtlich sind 

auch die Klimaschutzziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG, erstmals in Kraft getreten 

am 12.12.2019). Bis zum Zieljahr 2030 gilt eine Minderungsquote von mindestens 65 % der 

Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990. Für das Jahr 2040 ist ein Minderungsziel 

von mind. 88 % genannt. Bis zum Jahr 2045 ist die Klimaneutralität als Ziel formuliert. Das 

Klimaschutzgesetz (KSG) betont zudem die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand und ver-

pflichtet die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entscheidungen die festge-
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legten Ziele zu berücksichtigen (§ 13 KSG Abs. 1). Der Gesetzgeber hat mit den Formulierun-

gen im KSG deutlich gemacht, dass der Reduktion von Treibhausgasen, u. a. durch hocheffi-

ziente Gebäude und durch Erzeugung Erneuerbarer Energien, eine hohe Bedeutung zukommt 

und dass Städte und Gemeinden dabei in besonderer Weise in der Verantwortung stehen. Im 

Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung wurden zudem Zielkorridore für die Treibhaus-

gasemissionen einzelner Sektoren im Jahr 2030 entwickelt. So wurde ein Fahrplan für einen 

nahezu klimaneutralen Gebäudebestand erarbeitet. Voraussetzungen dafür sind anspruchs-

volle Neubaustandards, langfristige Sanierungsstrategien und die schrittweise Abkehr von fos-

silen Heizungssystem. Optimierungen im Verkehrsbereich sowie in der Energiewirtschaft sol-

len für weitere Minderungen der Treibhausgasemissionen sorgen. 

Durch die Realisierung des Neubaus innerhalb eines bereits festgesetzten Sondergebietes 

werden zusätzliche Flächeninanspruchnahmen minimiert. Damit wird dem Grundsatz der In-

nenentwicklung und dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen, was 

zugleich einen Beitrag zum Klimaschutz durch die Vermeidung übermäßiger Versiegelungen 

leistet. 

Im Hinblick auf die Klimaanpassung ermöglicht der Neubau die Berücksichtigung aktueller 

baulicher Standards, insbesondere in Bezug auf energieeffiziente Bauweise, sommerlichen 

Wärmeschutz sowie den Umgang mit Niederschlagswasser. Durch eine entsprechende Aus-

gestaltung der Dach- und Freiflächen (z. B. Rückhaltung und Versickerung von Niederschlags-

wasser, Reduzierung von Hitzeeinwirkungen) können die Auswirkungen von Starkregenereig-

nissen und zunehmenden Hitzeperioden gemindert werden. 

Der geplante Neubau sieht die Installation von Photovoltaikanlagen auf einem Großteil der 

Dachflächen vor. Die Nutzung erneuerbarer Energien trägt zur Reduzierung von Treibhaus-

gasemissionen und zur nachhaltigen Energieversorgung des Standortes bei und unterstützt 

damit die Klimaschutzziele auf kommunaler und übergeordneter Ebene. Auf Solaranlagen auf 

den Stellplätzen wird aufgrund der Bestandssituation verzichtet, da vorhandene PV-Anlagen 

im Geltungsbereich der Änderung bereits berücksichtigt sind. Entsprechende Anlagen sind auf 

dem Rewe Markt, dem bisherigen Aldi-Markt und dem Gebäudekomplex westlich des Falken-

wegs vorhanden. Im Zuge des Aldi-Neubaus werden auf 70 % der Dachflächen Solaranlagen 

errichtet; damit liegt der Umfang der Anlagen um 20 % über den Anforderungen der BauNVO. 

Insgesamt sind durch die Bebauungsplanänderung keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-

gen auf die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung zu erwarten. Vielmehr bietet 

die Planung die Möglichkeit, bestehende Strukturen klimaangepasst weiterzuentwickeln und 

einen positiven Beitrag zur Minderung klimabedingter Auswirkungen zu leisten. 

5.6 Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der 
Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentra-
ler Versorgungsbereiche 

Die geplante Bebauungsplanänderung dient der Fortentwicklung und Anpassung des beste-

henden Sondergebiets. Durch die Ansiedlung eines modernen Lebensmitteldiscounters wird 

die Versorgung der Bevölkerung im unmittelbaren Einzugsbereich gestärkt und zentrale Ver-

sorgungsfunktionen erhalten bzw. erweitert. 

Der Neubau erfolgt innerhalb bereits genutzter Flächen, sodass keine zusätzlichen Flächenin-

anspruchnahmen im Außenbereich entstehen. Dies trägt zur Erhaltung der vorhandenen Sied-

lungsstruktur bei und unterstützt die Zielsetzungen der Innenentwicklung. Insgesamt trägt die 
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Bebauungsplanänderung dazu bei, den Ortsteil städtebaulich zu stabilisieren, bestehende Ver-

sorgungsangebote zu sichern und eine nachhaltige Weiterentwicklung des Siedlungsbereichs 

zu ermöglichen. 

5.7 Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes 

Baudenkmäler 

In Geltungsbereich befinden sich laut des Denkmalatlas Niedersachsen keine Baudenkmäler 

(https://denkmalatlas.viewer.niedersachsen.de/; Stand: 16.12.2025). In der näheren Umge-

bung, östlich des Verkehrskreisels an der Falkenrotter Straße, befinden sich zwei unter Denk-

malschutz stehende Wohnhäuser. Da der Neubau innerhalb eines bereits gewachsenen Stan-

dortes erfolgt, sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die geschützten Baudenkmäler zu 

erwarten. 

Archäologische Funde 

Es wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde, die bei den geplan-

ten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, gemäß § 14 Nds. Denkmalschutzgesetz melde-

pflichtig sind. Die Funde sind unverzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für 

die Archäologische Denkmalpflege zu melden. 

5.8 Belange der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

Die Bebauungsplanänderung sieht den Neubau eines Lebensmitteldiscounters innerhalb eines 

bereits bestehenden Nahversorgungszentrums vor. Der Standort ist bereits durch bauliche 

Anlagen vorbelastet. Durch die Konzentration der baulichen Nutzung auf diese Fläche wird das 

Orts- und Landschaftsbild nicht durch zusätzliche Versiegelungen oder Zersiedelung beein-

trächtigt. Die Bebauung unterstützt eine städtebaulich geordnete Entwicklung und trägt zu ei-

ner nachhaltigen Aufwertung der Umgebung bei. 

5.9 Belange von Natur und Landschaft, Eingriffsregelung  

Die Aufstellung eines Bebauungsplans der Innenentwicklung in einem beschleunigten Verfah-

ren nach §13a BauGB erfordert weder eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB noch einen 

Umweltbericht nach § 2a BauGB. Die Planung dient der Nachverdichtung innerhalb eines be-

reits siedlungsstrukturell geprägten Bereichs. Gegenüber einer Neuinanspruchnahme ist diese 

durch eine Reduzierung des Flächenverbrauchs in Bezug auf die Belange von Natur und Land-

schaft positiv zu bewerten. 

Auf dem Plangebiet befindet sich Gehölzbestand, der bereits durch den Bebauungsplan Nr. 

133, 2. Änderung überplant ist. Ein versiegelungsbedingter Eingriff ergibt sich durch die ge-

plante Änderung nicht.  

Artenschutzverträglichkeit 

Auch in beschleunigten Verfahren nach §13 a BauGB ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 

zu prüfen, ob das Artenschutzrecht nach § 44 BNatSchG durch das Vorhaben berührt wird. 

Dieses Gesetz schützt alle Europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenarten des 

Anhangs IV der FFH-Richtlinie, indem es die Tötung, Störung und die Beschädigung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten verbietet. Da sich die artenschutzrechtlichen Regelungen auf 

konkrete Handlungen und Individuen beziehen, bleibt die abschließende Feststellung der Ar-

tenschutz-Verträglichkeit der Umsetzungsebene vorbehalten. Dennoch ist auf der Ebene der 
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Bauleitplanung zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Bestimmungen der Umsetzung der 

Planung entgegenstehen.  

Das Habitatpotenzial für artenschutzrechtlich relevante Arten wird anhand der Ergebnisse der 

Ortsbegehung und Luftbildanalysen bewertet.  

Entsprechend der stark urban geprägten Vorbelastung im Geltungsbereich im Zentrumsbe-

reich der Stadt Vechta und damit einhergehenden Habitatqualitäten ist davon auszugehen, 

dass sich das Vorkommen von Arten auf siedlungstolerante Arten beschränkt.  

Vögel: Die im Bestand vorhandenen Strukturen bieten Habitatpotenzial für gehölz- und gebäu-

debrütende Vogelarten. Aufgrund der vorhandenen gewerblichen Strukturen und des hohen 

Störungspotenzials durch Menschen und den Straßenverkehr ist davon auszugehen, dass es 

sich vorwiegend um störungsunempfindliche, siedlungstolerante Arten handelt. 

Fledermäuse: Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich Gehölzstrukturen sowie größere 

Gebäudekomplexe. Ein Potenzial für Fledermausquartiere kann nicht gänzlich ausgeschlossen 

werden. 

Sonstige Artengruppen: Vorkommen von streng geschützten Arten, z.B. Säugetiere (ausge-

nommen Fledermäuse), Farn- und Blütenpflanzen, Amphibien, Libellen oder Heuschrecken 

sind, aufgrund der Ausstattung des Habitats einerseits und der Lebensraumansprüche ande-

rerseits, nicht zu erwarten. 

Verbot von Tötung und Schädigung von Tieren und ihren Entwicklungsformen:  

Zum Schutz von Brutvögeln (Gehölz- und Gebäudebrüter) sind eventuell nötige Gebäude-

abrisse oder Gehölzbeseitigungen sowie weitere bauvorbereitende Maßnahmen außerhalb 

der Brutzeiten (somit nicht in der Zeit zwischen dem 01.03. und dem 30.09.) durchzuführen. 

Soweit dieser Zeitraum nicht eingehalten werden kann, ist auf der Grundlage fachgerechter 

örtlicher Überprüfungen nachzuweisen, dass keine Vogelbrutgelege auf der Fläche betroffen 

sind. Die entsprechenden Gebäude und Gehölze sind ebenfalls durch eine fachkundliche Per-

son vor Beseitigung oder Abriss auf Fledermausbesatz und Fledermausquartiere zu prüfen. 

Verletzung und Tötungen artenschutzrechtlich relevanter Arten können so ausgeschlossen 

werden. 

Verbot der erheblichen Störung von Tieren:  

Das Verbot der erheblichen Störung bezieht sich auf den Erhaltungszustand der lokalen Popu-

lation, nicht auf einzelne Individuen. Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen im Plangebiet 

ist nicht davon auszugehen, dass das Vorhaben zu erheblichen Störungen im artenschutz-

rechtlichen Sinne führt. Durch die bereits vorhandene akustische und optische Vorbelastung 

durch die Gewerbestrukturen in der zentral-innerstädtischen Lage ist davon auszugehen, dass 

die Planrealisierung nicht zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Po-

pulation führt. 

Verbot der Beschädigung und Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

Die Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten stellt keinen arten-

schutzrechtlichen Verbotstatbestand (gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG) dar, sofern die ökologi-

sche Funktion dieser Stätten im räumlichen Zusammenhang für die betroffenen Tierarten si-

chergestellt ist. Im Falle von Gehölzfällungen oder Abrissarbeiten von Gebäuden sind gezielte, 

artenschutzrechtliche Kontrollen durchzuführen. Diese sind zeitnah vor einer Gehölzfällung, 

Gehölzentnahme, Sanierung oder einem Abriss durch eine fachkundige Person durchzufüh-

ren, um auszuschließen, dass keine dauerhaft genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z.B. 
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Fledermaus-Quartiere etc.) artenschutzrechtlich relevanter Tiere an / in Gehölzen oder an / in 

den Gebäuden vorhanden sind. 

Fazit:  

Unter Berücksichtigung von bauzeitlichen Vermeidungsmaßnahmen sind keine dauerhaften 

Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu erkennen, die der 3. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 133 dauerhaft entgegenstehen.  

Natura 2000 – Verträglichkeit  

Das Plangebiet befindet sich nicht in unmittelbarer Nähe von Natura 2000-Gebieten. Das 

nächstgelegene FFH-Gebiet Goldenstedter Moor liegt ca. 6,5 km vom Plangebiet entfernt. Auf-

grund der räumlichen Distanz und der geringen Intensität des Planvorhabens ist von FFH-Ver-

träglichkeit auszugehen.   

EU-Vogelschutzgebiete befinden sich ebenfalls nicht im näheren Umkreis des Plangebietes. 

Das nächstgelegene EU-Vogelschutzgebiet Dümmer liegt etwa 21 km vom Plangebiet entfernt. 

Auswirkung der Planung auf das EU-Vogelschutzgebiete können somit ebenfalls aufgrund der 

räumlichen Distanz ausgeschlossen werden.  

Sonstige Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Das Plangebiet befindet sich nicht in unmittelbarer Nähe zu nationalen Schutzgebieten. Das 

nächstgelegene Naturschutzgebiet Boller Moor und Lange Lohe liegt etwa 6 km entfernt. Das 

nächste Landschaftsschutzgebiet Moorbachknie befindet sich ca. 1,5 km südöstlich vom Plan-

gebiet. Auswirkungen werden nicht prognostiziert. 

Darstellungen von Landschaftsplänen 

Im aktuellen Landschaftsrahmenplan des Landkreises Vechta sind im Zielkonzept keine kon-

kreten Ziele vorgesehen, es gelten lediglich die Mindestanforderungen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege. Da das Plangebiet im Landschaftsplan nicht gesondert ausgewiesen 

ist, ergeben sich daraus keine weitergehenden naturschutzfachlichen Vorgaben. 

5.10 Belange der Wirtschaft 

Die vorliegende Planung dient der Stärkung der lokalen Wirtschaft und der Sicherung zentraler 

Versorgungsangebote. Durch den Neubau eines modernen Lebensmitteldiscounters werden 

Arbeitsplätze geschaffen und gesichert, sowohl im Einzelhandel als auch in nachgelagerten 

Dienstleistungsbereichen. 

Die Maßnahme unterstützt zudem die Wettbewerbsfähigkeit des Einzelhandelsstandortes, da 

durch moderne Infrastruktur, energieeffiziente Bauweise und barrierefreie Gestaltung attrak-

tive Bedingungen für Kundinnen und Kunden sowie für Mitarbeitende geschaffen werden. 

Insgesamt trägt die Bebauungsplanänderung zur Stärkung der lokalen Wirtschaftsstruktur, zur 

Sicherung zentraler Versorgungsfunktionen und zur nachhaltigen Entwicklung des Standortes 

bei. 

5.11 Technische Infrastruktur, Ver- und Entsorgung 

Versorgungssicherheit 

Der Geltungsbereich ist vollumfänglich an das örtliche Versorgungsnetz angebunden. Die 

Grundstücke werden mit Strom, Gas und Wasser versorgt. Netzerweiterungen zur Sicherstel-

lung eines Hausanschlusses sind bei neuen Bauvorhaben zu prüfen.  
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Während der Baumaßnahmen sind vorhandene Leitungen zu lokalisieren und ihre Unversehrt-

heit sicherzustellen. Entsprechende Maßnahmen sind im Rahmen der Bauausführung zu be-

rücksichtigen. 

Post- und Telekommunikationswesen 

Träger des Kommunikationsnetzes ist die Deutsche Telekom oder ein anderer privater Anbie-

ter. Die fernmeldetechnische Versorgung erfolgt gemäß Sicherstellungsauftrag i.S.d. § 77i 

Abs. 7 Telekommunikationsgesetz (TKG). 

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung wird durch die öffentliche Müllentsorgung des Landkreises Vechta ge-

währleistet. 

Löschwasserversorgung 

Für die Brandbekämpfung ist die Löschwasserversorgung sicherzustellen. Dies wird in Abstim-

mung mit dem Landkreis Vechta gesichert.  

Oberflächenentwässerung 

Derzeit wird das im Plangebiet von den Dachflächen und den sonstigen versiegelten Flächen 

anfallende Niederschlagswasser dem städtischen Kanalnetz zugeführt. Das Plangebiet ist be-

reits durch den Bebauungsplan Nr. 133, 2. Änderung überplant. Auf Grundlage des geltenden 

Baurechts wurde das Plangebiet durch Gebäude- und Verkehrsflächen (Straßenverkehrsflä-

chen, Stellplatzflächen) sowie Lagerflächen zu einem Großteil bereits versiegelt, so dass durch 

die Umsetzung des Bebauungsplanes nur geringe zusätzliche Abflussmengen zu erwarten 

sind. Ein versiegelungsbedingter Eingriff ergibt sich durch die geplante Änderung nicht. Der 

Nachweis der schadlosen Oberflächenentwässerung erfolgt daher im Baugenehmigungsver-

fahren. 

5.12 Belange des Verkehrs  

Erschließung 

Das Plangebiet ist bereits vollständig an das öffentliche Straßennetz angeschlossen. Die Er-

schließung des Nahversorgungszentrums erfolgt über Ein- und Ausfahrten im westlichen und 

südlichen Abschnitt des Falkenwegs. Im Rahmen des Neubaus des Aldi-Marktes wird die süd-

liche Zufahrt vor dem Verkehrskreisel geschlossen. 

ÖPNV 

Die Bushaltestelle Vechta Aldi/Nordweg befindet sich unmittelbar am Nahversorgungszentrum. 

Der Bahnhof mit zugehörigem Bushaltepunkt befindet sich in rd. 600 m südlich des Geltungs-

bereichs. Von hier aus bestehen ÖPNV-Verbindungen in die städtischen Bereiche und das 

nähere Umland. Die Bahnstrecke gewährleistet zudem eine Anbindung an überörtliche Ziele. 

E-Mobilität 

Für Informationen zu den nächstgelegenen öffentlichen Elektro-Ladesäulen wird auf das Lade-

säulenregister3 der Bundesnetzagentur verwiesen. 

 
3 Bundesnetzagentur (2024): Ladesäulenregister. Abzurufen unter: https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthe-

men/ElektrizitaetundGas/E-Mobilitaet/Ladesaeulenkarte/Karte/start.html  
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5.13 Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge 

Im Zuge der Planung wurde überprüft, ob der Geltungsbereich des Bauleitplans in einem Über-

schwemmungsgebiet, einem vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet oder in einem 

Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten liegt. Bei Risikogebieten außerhalb 

von Überschwemmungsgebieten handelt es sich um Flächen, bei denen nach § 78b WHG ein 

signifikantes Hochwasserrisiko ermittelt wurde und die bei einem Hochwasser mit niedriger 

Wahrscheinlichkeit (HQextrem) über das festgesetzte bzw. vorläufig gesicherte Überschwem-

mungsgebiet hinaus überschwemmt werden können. 

Die Überprüfung des Hochwasserrisikos unter Zuhilfenahme der Niedersächsischen Umwelt-

karten ergibt, dass das Plangebiet in keinem der aufgeführten Fälle betroffen ist.  

Zur Überprüfung des Starkregenrisikos hat das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 

(BKG) im November 2024 Starkregenhinweiskarten für das Land Niedersachsen veröffentlicht. 

Diese enthalten zu erwartende Überflutungstiefen sowie Fließgeschwindigkeiten für die Sze-

narien eines außergewöhnlichen (SRI 7) sowie extremen (100 mm/qm/h) Ereignisses. 

 
Abbildung 2: Fließgeschwindigkeit bei einem außerge-

wöhnlichen Ereignis (SRI 7) 

 
Abbildung 3: Überflutungstiefe bei einem außerge-

wöhnlichen Ereignis (100 mm/qm/h)  

 
Abbildung 4: Fließgeschwindigkeit bei einem extremen 

Ereignis (SRI 7)  

 
Abbildung 5: Überflutungstiefe bei einem extremen Er-

eignis (100 mm/qm/h)  

Die Auswertung der Karten zeigt für das außergewöhnliche Ereignis (SRI 7) keine erhöhte Ge-

fährdungsgrundlage für den Geltungsbereich. Für das extreme Ereignis (100 mm/qm/h) sind 

lediglich im südlichen Teil des Geltungsbereiches Überflutungstiefen von bis zu 50 cm ver-

zeichnet. Aufgrund des Klimawandels ist mit einer zukünftigen Verstärkung der Situation zu 



19 Stadt Vechta: 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 133  
 

rechnen. Südlich des Geltungsbereiches im Verlauf der Falkenrotter Straße kommt es auf-

grund der Höhenlage zu Überflutungstiefen bis 400 cm bei einem extremen Ereignis (100 

mm/qm/h). 

6 Darlegung der Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Stadt Vechta führt im Zuge dieser Änderung des Bebauungsplanes Nr. 133 Beteiligungs-

verfahren gemäß §§ 3 und 4 BauGB durch, mit denen den Bürgern, Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange die Möglichkeit gegeben wird, Anregungen und Hinweise zu den 

Planinhalten vorzutragen. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB werden diese öffentlichen und privaten 

Belange in die Abwägung eingestellt sowie gegeneinander und untereinander gerecht abge-

wogen.  

6.1 Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

Werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

6.2 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

7 Inhalte der Planung 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Im Rahmen dieser Änderung wird die zulässige Verkaufsfläche für einen Lebensmittel-Disco-

unter von bisher 800 m² auf maximal 1.300 qm angehoben. Im Rahmen einer Auswirkungs-

analyse wurde nachgewiesen, dass die Erweiterung raumordnerisch und städtebaulich ver-

träglich sowie mit dem Einzelhandelskonzept der Stadt Vechta kompatibel ist. Mit der geplan-

ten Erweiterung des Aldi-Marktes im Nahversorgungszentrum wird die Grundversorgung in 

der Stadt Vechta gestärkt. 

Die übrigen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung für das Sondergebiet bleiben unver-

ändert. 

7.2 Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen 

Ergänzt wird mit der vorliegenden Änderung eine Festsetzung zum Umgang mit Anlagen zur 

Nutzung solarer Strahlungsenergie. Zur besseren Einsehbarkeit aus dem Falkenweg und zur 

Wahrung des bestehenden Ortsbildes sollen die im Bestand vorgelagerten Stellplätze nicht mit 

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, wie Solaranlagen ausgestattet werden. Die 

Solaranlagen sollen daher auf die Dachflächen der Gebäude beschränkt werden.  

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbin-

dung mit § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO nur auf den Dachflächen der Gebäude zulässig. 

7.3 Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen 

Die Festsetzungen zum Schallschutz gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauBG werden aus der 2. Än-

derung des Bebauungsplans Nr. 133 übernommen. Durch ein Schallschutzgutachten wurde 

nachgewiesen, dass die zulässigen Schallleistungspegel unter Berücksichtigung von Schall-

schutzmaßnahmen ausgeschöpft werden können. 
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8 Ergänzende Angaben 

8.1 Städtebauliche Übersichtsdaten 

Der Geltungsbereich weist insgesamt eine Größe von 2,9 ha auf. 

Sonstiges Sondergebiet 

Zweckbestimmung: Nahversorgung 

28.819 m2 

Mischgebiet  807 m² 

Verkehrsfläche 2.275 m² 

8.2 Daten zum Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss  

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  

Beschluss über den Entwurf und die Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 

Ortsübliche Bekanntmachung über die Beteiligung der Öffentlichkeit  

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB   

Satzungsbeschluss durch den Rat   

 

Die Begründung ist der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 133 „Falkenweg – Falkenrotter 

Straße – An der Gräfte“ beigefügt. 

Vechta, den  

 

 
 

Der Bürgermeister 
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9 Anhang 1: Überschlägige Prüfung der Umweltauswirkungen gemäß der Kri-
terien in Anlage 2 (zu § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB) – Vorprüfung des 
Einzelfalls - zum Bebauungsplan  

 

1. Merkmale des Bebauungsplans, insbesondere in Bezug auf  

1.1 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan ei-

nen Rahmen im Sinne des § 35 Abs. 3 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung setzt;  

Das Plangebiet hat eine Größe von rd. 2,9 ha 

und ist, mit Ausnahme des Vorhabenstandorts 

im Südosten, bereits nahezu vollständig bebaut.  

Durch die Vergrößerung der Verkaufsfläche für 

den Lebensmitteldiscounter im Sonstigen Son-

dergebiet wird bei gleichbleibendem Maß der 

baulichen Nutzung keine Neuversiegelung ge-

genüber dem derzeitigen Bestand ausgelöst. 

Die überbaubaren Flächen lassen eine Umset-

zung des Vorhabens bereits zu. Zusammenfas-

send ergeben sich keine erheblichen Beein-

trächtigungen der Schutzgüter. 

1.2 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan an-

dere Pläne und Programme beeinflusst; 

nicht erkennbar 

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplanes für die 

Einbeziehung umweltbezogener, einschließ-

lich gesundheitsbezogener Erwägungen, 

insbesondere im Hinblick auf die Förderung 

der nachhaltigen Entwicklung; 

Im Plangebiet sind keine schützenswerten bzw. 

bedeutenden Strukturen vorhanden.  

1.4 die für den Bebauungsplan relevanten um-

weltbezogenen, einschließlich gesundheits-

bezogener Probleme;  

Altablagerungen & Kampfmittel 

Ein Hinweis auf Altlast- und Rüstungsaltlastflä-

chen ist nicht vorhanden 

Oberflächenentwässerung 

Das anfallende Oberflächenwasser kann in das 

vorhandene Regenrückhaltesystem abgeleitet 

werden. 

Lokalklima 

Durch den Bebauungsplan sind keine erhebli-

chen Änderungen des Lokalklimas ersichtlich. 

Luftqualität 

Der Bebauungsplan Nr. 133, 3. Änderung setzt 

keine Arten der baulichen Nutzung fest, die zu 

erheblichen Beeinträchtigungen der Luftquali-

tät führen. 

Lärmemission 

Bei einer Durchführung der Planung werden 

sich in Bezug auf die Lärmemissionen unter Be-

rücksichtigung von vorhabenbezogenen Schall-

schutzmaßnahmen keine Auswirkungen erge-

ben. 

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplans für die 

Durchführung nationaler und europäischer 

Umweltvorschriften; 

Die Durchführung nationaler und europäischer 

Umweltvorschriften wird nicht beeinflusst. 
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2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete, insbe-

sondere in Bezug auf  

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit 

und Umkehrbarkeit der Auswirkungen,  

Mit der Änderung des Bebauungsplanes wird 

die Verkaufsfläche für den Lebensmitteldis-

counter im Sonstigen Sondergebiet vorbereitet. 

Veränderungen des zulässigen Versiegelungs-

grades ergeben sich nicht. Die Auswirkungen 

der Versiegelungen sind nur schwer/aufwendig 

rückgängig zu machen (Entsiegelung). 

2.2 den kumulativen und grenzüberschreiten-

den Charakter der Auswirkungen; 

Kumulative oder grenzüberschreitende Auswir-

kungen bestehen nicht. 

2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der 

menschlichen Gesundheit (z. B. bei Unfäl-

len);  

Im Plangebiet und umgrenzend ist kein Störfall-

betrieb vorhanden und wird mit dem Bebau-

ungsplan auch nicht zulässig. Insofern ist nicht 

von besonderen Risiken auszugehen. 

2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung 

der Auswirkungen; 

Von der Bebauung ist das Plangebiet selbst be-

troffen.  

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des vo-

raussichtlich betroffenen Gebiets auf Grund 

der besonderen natürlichen Merkmale, des 

kulturellen Erbes, der Intensität der Boden-

nutzung des Gebiets jeweils unter Berück-

sichtigung der Überschreitung von Umwelt-

qualitätsnormen und Grenzwerten; 

keine besonderen Bedeutungen oder Empfind-

lichkeiten 

2.6 folgende Gebiete:  

2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 

des Bundesnaturschutzgesetzes, 
nicht relevant 

2.6.2 Naturschutzgebiete nach § 23 des Bun-

desnaturschutzgesetzes, soweit nicht be-

reits von Nummer 2.6.1 erfasst,  

nicht relevant 

2.6.3 Nationalparke nach § 24 des Bundesnatur-

schutzgesetzes, soweit nicht bereits von 

Nummer 2.3.1 erfasst,  

nicht relevant 

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschafts-

schutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 des 

Bundesnaturschutzgesetzes,  

nicht relevant 

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 

des Bundesnaturschutzgesetzes,  
nicht relevant 

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß § 51 des Was-

serhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzge-

biete gemäß § 53 Abs. 4 des Wasserhaus-

haltsgesetzes sowie Überschwemmungsge-

biete gemäß § 76 des Wasserhaushaltsge-

setzes,  

nicht relevant 

2.6.7 Gebiete, in denen die in Rechtsakten der 

Europäischen Union festgelegten Umwelt-

qualitätsnormen bereits überschritten sind, 

nicht relevant 



23 Stadt Vechta: 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 133  
 

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, ins-

besondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 

Abs. 2 Nr. 2 und 5 des Raumordnungsgeset-

zes, 

nicht relevant 

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeich-

nete Denkmäler, Denkmalensembles, Bo-

dendenkmäler oder Gebiete, die von der 

durch die Länder bestimmten Denkmal-

schutzbehörde als archäologisch bedeu-

tende Landschaften eingestuft worden sind 

nicht relevant 

Fazit  

Die überschlägige Prüfung der Umweltauswirkungen lässt keine erheblichen Umweltauswir-

kungen erkennen, die in der Abwägung gemäß § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB zu berücksichtigen 

wären. Eine Durchführung des Bebauungsplanes auf der Grundlage des § 215a BauGB im 

beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ist daher möglich. 

 


